
 

Allgemeine Servicezeiten: 
 

Mo, Fr 
Di 
Mi 
Do 

 

09:00 – 13:00 Uhr 
09:00 – 12:00 und 13:00 – 17:00 Uhr 
13:00 – 16:00 Uhr 
09:00 – 12:00 und 13:00 – 18:00 Uhr 

 

Persönliche Termine im Landratsamt sind nur nach Terminvereinbarung oder auf 
Einladung möglich. Darüber hinaus bieten die einzelnen Fachämter individuelle 
Erreichbarkeiten nach vorheriger telefonischer Abstimmung an. 
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P O S I T I O N S P A P I E R 
 

zur verpflichtenden Arbeitsgelegenheit für Bürgergeldempfänger 

 

Das Bürgergeld folgt dem Prinzip „Fördern und Fordern“. Während die Fördermöglichkeiten breit 
ausgestaltet sind, blieb das Fordern bislang begrenzt: Arbeitsgelegenheiten (§ 16d SGB II) konnten 
von Jobcentern nur freiwillig oder eingeschränkt angeordnet werden. Dies führte zu ungleicher Pra-
xis, geringer Verbindlichkeit und verpassten Integrationschancen. 

Zudem sind Arbeitsgelegenheiten kein „Strafdienst“ und keine Gegenleistung für Bürgergeld. Sie 
sind vielmehr bewährtes Instrument, um Menschen wieder an Arbeit heranzuführen – durch Tages-
struktur, soziale Teilhabe und den Abbau von Vermittlungshemmnissen. 

Ziel der Reform 

Mit der Neufassung von § 16d SGB II wird die Teilnahme an Arbeitsgelegenheiten verpflichtend 
ausgestaltet. Damit erreichen wir: 

 Verbindlichkeit:  Wer Bürgergeld erhält, muss aktiv mitwirken. 
 Teilhabe:   Arbeitsgelegenheiten stärken Selbstvertrauen, geben Halt und  

   verhindern soziale Ausgrenzung. 
 Eingliederung:  Sie bereiten gezielt auf den Ersten Arbeitsmarkt vor. 
 Fairness:   Staatliche Unterstützung und Mitwirkungspflicht stehen im  

   Gleichgewicht. 

 



 
Kernelemente  

 Pflicht statt Freiwilligkeit:   Arbeitsgelegenheiten sind künftig verbindlich. 
 Flexibler Einsatz:    Jobcenter können sie ohne starre zeitliche Begrenzung  

     einsetzen. 
 Gemeinwohl vor Konkurrenz:  Tätigkeiten müssen zusätzlich sein und dürfen keine  

     regulären Jobs verdrängen. 
 Klare Folgen bei Weigerung:  Wer ohne triftigen Grund ablehnt, muss mit  

     Leistungskürzungen rechnen. 
 Rechtssicherheit:    Jede Zuweisung erfolgt schriftlich und ist überprüfbar. 

 

Verfassungsrechtliche Sicherheit 

 Keine Zwangsarbeit:  
Arbeitsgelegenheiten sind Mitwirkungspflichten im Rahmen des Leistungsbezugs und 
keine Erwerbsarbeit im engeren Sinn. 

 Integration statt Strafe:  
Ziel ist der Abbau von Arbeitslosigkeit durch Stärkung von Beschäftigungsfähigkeit und so-
zialer Teilhabe. 

 Wahrung der Menschenwürde:  
Arbeitsgelegenheiten fördern Eigenständigkeit, vermeiden Ausgrenzung und bieten eine 
realistische Brücke zum Arbeitsmarkt. 

 Verhältnismäßigkeit:  
Eingriffe sind durch legitime Gemeinwohlziele wie Eingliederung, Abbau von Vermittlungs-
hemmnissen und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit gerechtfertigt. 

 

Botschaft 
Diese Reform macht das Bürgergeld ehrlicher, gerechter und verbindlicher.  

Wer Unterstützung braucht, erhält sie. Wer Leistungen erhält, beteiligt sich aktiv am Weg zurück 
in Arbeit und die Gesellschaft profitiert von Tätigkeiten, die dem Gemeinwohl dienen. 

 


